
Satzung der Stadt Aschersleben 

über die Erhebung wiederkehrender Beiträge 

für den Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen 

der Ortschaft Schackenthal 
  

  
Aufgrund der §§ 4, 6 und 44 Abs. 3 Ziffer 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt vom 10. Aug. 2009(GVBl. S. 383) in der zur Zeit geltenden Fassung i. V. 
m. §§ 2 und 6 a des Kommunalabgabengesetzes (KAG-LSA) i. d. F. der Bek. vom 13. 12. 
1996 (GVBl. LSA S. 405) in der jeweils geltenden Fassung, hat der Stadtrat der Stadt 
Aschersleben in seiner Sitzung am 28.09.2011 folgende Satzung über die Erhebung 
wiederkehrender Straßenausbaubeiträge in der Ortschaft Schackenthal beschlossen: 
  
  

§ 1 
Wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen 

  
(1)             Die Stadt Aschersleben erhebt nach Maßgabe dieser Satzung wiederkehrende Beiträge 

für die Erweiterung, Verbesserung oder Erneuerung von Verkehrsanlagen (öffentliche 
Straßen, Wege, Plätze sowie selbständige Grünanlagen und Parkeinrichtungen) in der 
Ortschaft Schackenthal. 

  
1. Erneuerung ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise  
    unbrauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einem den regelmäßigen  
    Verkehrsbedürfnissen genügenden Zustand. 
  
2. Erweiterung ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertig gestellten Anlage  
    oder deren Ergänzung durch weitere Teile. 
  
3. Verbesserung sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Änderung der  
    Verkehrsbedeutung, der Beschaffenheit oder Leistungsfähigkeit einer Anlage. 
  

(2)       Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung oder Anschaffung 
von Verkehrsanlagen, soweit diese nicht als Erschließungsanlagen im Sinne von § 127 
Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. der Bek. vom 27. 08. 1997 (BGBl. I  
S. 2141), in der jeweils geltenden Fassung, beitragsfähig sind. 
  
  

§ 2 
Abrechnungseinheiten 

  
(1)             Die innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles gelegenen 

Verkehrsanlagen   werden zu einer Abrechnungseinheit zusammengefasst. 
  
(2)            Die Verkehrsanlagen bilden eine Abrechnungseinheit nach Maßgabe des in Anlage 1   

beigefügten Planes, welcher ausdrücklicher Bestandteil dieser Satzung ist. 
  

(3)      Zu der genannten Abrechnungseinheit gehören die folgenden Straßen, die 
entsprechend   ihrer Nutzung in verschiedene Kategorien eingeteilt werden.  



  
a)     Anliegerstraßen sind Straßen, die überwiegend der Erschließung der 
      angrenzenden  oder der durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen 

Grundstücke dienen. 
  

b)      Haupterschließungsstraßen sind Straßen, die der Erschließung von Grundstücken 
 und gleichzeitig dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im  
 Zusammenhang bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrs-  
 straßen sind. 

  
c)     Hauptverkehrsstraßen sind Straßen, die dem durchgehenden, innerörtlichen 

Verkehr oder dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-
Landes- und Kreisstraßen mit Ausnahme der Strecken, die außerhalb von 
Baugebieten und von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen liegen. 

  
            Zur Abrechnungseinheit  gehören folgende Verkehrsanlagen: 
  

Anliegerstraßen              Haupterschließungsstraßen                    Hauptverkehrsstraßen 
  

Gartenstraße                                                                                  Balkendorfer Straße 
Schäfereiweg                                                                                 Lindenallee 
Buschweg                                                                                      Bernburger Straße 
Balkendorfer Platz                                                                        Sanderslebener Straße 
Fabrikhof 

  
  
                         

§ 3 
Beitragsfähiger Aufwand 

  
(1)     Beitragsfähig sind insbesondere der Aufwand für  
  

1.     den Erwerb (einschließlich Erwerbsnebenkosten) und die Freilegung der für die 
Anschaffung, Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der 
Verkehrsanlagen benötigten Grundflächen (einschließlich der Nebenkosten). 

  
2.      den Wert der von der Ortschaft Schackenthal aus ihrem Vermögen bereitgestellten 

Flächen zum Zeitpunkt der Bereitstellung (zuzüglich der Nebenkosten), 
  

3.     die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von 
Wegen, Fußgängerzonen und Plätzen, selbständigen Grünanlagen und 
Parkeinrichtungen, 

  
4.      die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von: 

  
a) Fahrbahnen  
b) Gehwegen, 
c) Radwegen, 
d) Park- und Halteflächen, die Bestandteil der Verkehrseinrichtung sind, 
e) unselbständiger Grünanlagen/ Straßenbegleitgrün, 
f) Straßenbeleuchtungseinrichtungen, 



g) Einrichtungen zur Oberflächenentwässerung der Straße, 
h) Böschungen, Schutz- und Stützmauern. 

  
5.      die Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von Immissionsschutzanlagen, 
  
6.      die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung. 

  
7.   die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung für 

Fahrbahnen von Ortsdurchfahrten, sofern die Ortschaft  Schackenthal Baulastträger 
nach § 42 des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt vom 06. 07. 1993 
(GVBl. LSA S. 334) in der jeweils geltenden Fassung ist und keine anderweitigen 
gesetzlichen Regelungen getroffen sind. 

  
(2)     Nicht beitragsfähig sind die Kosten 
  

1.    für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der in Abs. 1 genannten Anlagen, 
  

2. für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellverkehr mit  
    Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), ferner für Brücken, Tunnel  
    und Unterführungen mit den dazugehörigen Rampen, 
  
3. für die Herstellung von Kinderspielplätzen. 

  
  

§ 4 
Beitragstatbestand 

  
Die wiederkehrenden Beiträge werden für alle in der Abrechnungseinheit gelegenen  
Grundstücke erhoben, die die Möglichkeit einer Zufahrt oder eines Zuganges zu den in der 
Abrechnungseinheit zusammengefassten Verkehrsanlagen haben. 
  
  

§ 5 
Gemeindeanteil 

  
Zur Abgeltung des öffentlichen Interesses trägt die Stadt Aschersleben den Teil des 
beitragsfähigen Aufwandes, der auf die Inanspruchnahme der Verkehrsanlagen in der 
Ortschaft  Schackenthal durch die Allgemeinheit oder die Stadt entfällt. 
  
Der Anteil der Stadt Aschersleben am beitragsfähigen Aufwand beträgt  53 v. Hundert. 
  
Die Stadt Aschersleben trägt darüber hinaus den Anteil, der bei der Verteilung des Aufwandes 
auf ihre eigenen Grundstücke entfällt. 
  
  
  
  
  
  
  
  



§ 6 
Beitragsmaßstab 

  
(1)     Beitragsmaßstab für die Verteilung des umlagefähigen Aufwandes ist die mit einem 

(nach der Anzahl der Vollgeschosse in der Höhe gestaffelten) Nutzungsfaktor 
vervielfältigte Grundstücksfläche (Vollgeschossmaßstab). 

  
(2)      Grundstück im Sinne der nachfolgenden Regelung ist grundsätzlich das Grundstück im 
           Sinne des Grundbuchrechtes. Ist ein vermessenes und im Bestandsverzeichnis des 
           Grundbuches unter einer eigenen Nummer eingetragenes Grundstück nicht vorhanden,  
           so gilt die von dem Beitragspflichtigen zusammenhängend genutzte Fläche als  
           Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, die Grundstücks- 
           größe nachprüfbar durch amtlich beglaubigte Dokumente nachzuweisen. Durch nach- 
           trägliche katasteramtliche Vermessungen eingetretene Veränderungen der  
           Bemessungsgrundlage nach Bestandskraft des Bescheides bleiben unberücksichtigt. 
 
(3)      Als für die Beitragsermittlung maßgebliche Grundstücksfläche gilt: 
  

1.      bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die  baulich oder gewerblich nutzbar 
sind 

  
a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich  eines Bebauungsplanes und mit 

der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles oder im 
Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstückes 

  
b) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei 

Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die 
Fläche im Satzungsbereich 

  
2.   für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht, 

  
  a)  die jedoch innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34  

    BauGB) die Gesamtfläche des Grundstückes 
  

                b)  wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise  
im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der Verkehrsanlage 
und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft; 
bei Grundstücken, die nicht an die Verkehrsanlage angrenzen oder lediglich 
durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die 
Fläche zwischen der der Verkehrsanlage zugewandten Grundstücksseite und 
einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft.  

           c)  für Grundstücke, die über die tiefenmäßige Begrenzung nach Nr.2 b) hinaus   
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Grundstücksfläche zwischen der der 
jeweiligen Verkehrsanlage zugewandten Grundstücksgrenze und einer hinter der 
übergreifenden Bebauung oder übergreifenden gewerblichen Nutzung 
verlaufenden Linie 

                
               d) für Grundstücke, die an Verkehrsanlagen liegen, die in  den Außenbereich 

hinausragen und teilweise dem Innenbereich und teilweise dem Außenbereich 
zuzuordnen sind,  die  jeweils  gesonderten Teilflächen  



 
    3.   bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, 

 
a)     für die im Bebauungsplan oder in einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB eine der 

baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbare Nutzung festgesetzt ist, 
insbesondere Sport-, Fest- oder Campingplatz, Schwimmbad, Friedhof oder 
Kleingartengelände, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
(§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 

  
b)    oder wegen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan oder die 

innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) nur in anderer 
Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), 

  
          c)  ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen 
              entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar 
    sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung) 
  

die Gesamtfläche des Grundstückes. 
  
(4)     Der wiederkehrende Beitrag für Verkehrsanlagen wird nach einem nutzungsbezogenen 

Flächenbeitrag berechnet. Zur Berechnung dieses Flächenbeitrages wird die 
beitragspflichtige Grundstücksfläche mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht, dem die 
Zahl der Vollgeschosse zugrunde liegt (sog. Vollgeschossmaßstab). 

  
(5)    Dieser Nutzungsfaktor beträgt für das erste Vollgeschoss 1,0 für jedes weitere 

Vollgeschoss zuzüglich 0,25 der beitragspflichtigen Grundstücksfläche. 
Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberfläche im Mittel mehr als 1,60 m über 
die Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer 
Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben; Zwischendecken oder 
Zwischenböden, die unbegehbare Hohlräume von einem Geschoss abtrennen, bleiben 
hierbei unberücksichtigt.  
Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerkes nicht feststellbar, 
werden bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m, 
bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefangene 2,30 m Höhe 
des Bauwerkes als ein Vollgeschoss gerechnet. 

  
(6)    Als Zahl der Vollgeschosse gilt jeweils bezogen auf die im Absatz 2 bestimmten 

Flächen – bei Grundstücken: 
  

1.         die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen 
  
a)      die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
  
b)     für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der 

baulichen Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten 
i.S. von § 11Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten 
die durch 2,3 geteilte höchstzulässige Traufhöhe, wobei Bruchzahlen auf volle 
Zahlen auf- oder abgerundet werden; 

  
c)      für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 

der baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die 



durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl, wobei Bruchzahlen auf 
volle Zahlen auf- oder abgerundet werden; 

  
d)      auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von 

einem Vollgeschoss je Nutzungsebene, 
  

e)      für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, 
die Zahl von einem Vollgeschoss, 

  
f)        für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, 

die Zahl von zwei Vollgeschossen, 
  

g)      für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 
der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der 
näheren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene 
(§ 34 BauGB) Berechnungswert nach lit. a) bis c), 

  
2.                 auf  denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr.1 a) bzw. d) bis  g) oder die 

Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 b) bzw. c) 
überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die 
sich nach der tatsächlichen vorhandenen Bebauung ergebenden 
Berechnungswerte nach Nr. 1  b) bzw. c). 

  
3.                für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des 

im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, wenn sie 
  

a)    bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
  

b) unbebaut sind, die Zahl in der näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Vollgeschosse, 

  
c)      eine Bebauung haben, die im Verhältnis zu der sonstigen Nutzung 

  untergeordnete Bedeutung hat, gilt 0,5 als Vollgeschossmaßstab. 
  

 
  

 4.        für Außenbereichsflächen und Teilflächen die im Außenbereich liegen, wenn  
            sie  

 
             a)   bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
  

b) als Grün-, Acker- oder Gartenland genutzt werden, der Faktor 0,02 
 
c) eine Bebauung aufweist, die im Verhältnis zur sonstigen Nutzung eine 

untergeordnete Bedeutung hat, der Faktor 0,5 als Vollgeschossmaßstab 
  

Die Vorschriften des § 6 Abs. 5  finden für die Zahl der Vollgeschosse  
entsprechend Anwendung. 
  

 
 



(7)     Werden Grundstücke innerhalb der Abrechnungseinheit überwiegend gewerblich oder 
überwiegend in einer gewerblicher Nutzung ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, 
Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt, werden die 
Nutzungsfaktoren nach Absatz 5 Satz 1 um weitere 20 % erhöht. 

  
 
(8) Als Nutzungsfaktor gilt für: 
 

1. die Flächen nach Absatz 3 Ziffer 3 a, bei Grundstücken, die auf Grund 
entsprechender  Festsetzungen im Bebauungsplan nicht baulich oder gewerblich, 
sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z. B. Friedhöfe, Sport- und 
Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles so genutzt werden 

  
0,5; 

  
2. oder für die Flächen nach Absatz 3 Ziffer 3 b, die wegen entsprechender 
Festsetzungen in einem Bebauungsplan oder innerhalb des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles nur in anderer Weise nutzbar sind, wenn sie ohne Bebauung sind 
(z.B. Grün-, Acker- oder Gartenland) 

  
0,02. 

  
§ 7 

Beitragssatz 
  
Der Beitragssatz wird nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Satzung aus den jährlichen 
Investitionsaufwendungen ermittelt und in einer gesonderten Satzung festgelegt. 
  
  

§ 8 
Entstehung, Veranlagung und Fälligkeiten 

des Beitragsanspruchs 
  

(1)     Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31.12. für das jeweils abgelaufene Jahr. 
  
(2)     Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
  
(3)     Der Beitragsbescheid enthält mindestens: 
  

1.      die Bezeichnung des Beitrages, 
  
2.      den Namen des Beitragsschuldners, 

  
3.      die Bezeichnung des Grundstückes, 

  
4.      den zu zahlenden Betrag, 

  
5.     die Berechnung des zu zahlenden Beitrages unter Mitteilung der beitragsfähigen 

Kosten, des Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung, 
  



6.      die Festsetzung des Fälligkeitstermins, 
  

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht und 
 
8.     den Hinweis auf die Möglichkeit, Stundung oder Erlass zu beantragen  und 

 
9.      eine Rechtsbehelfsbelehrung. 

  
 
  

§ 9 
Vorausleistungen, Ablösung des Ausbaubeitrages 

  
(1)    Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Stadt Aschersleben 

Vorausleistungen auf wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 
  
(2)     Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende 

Jahr bemessen. 
  
(3)     Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 

zehn Jahren vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu 
erwartenden Kostenentwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld 
zugrunde gelegt. 

  
  

§ 10 
Beitragsschuldner 

  
(1)    Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist das Grundstück 
mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch i. d. F. vom 21. 09. 1994 (BGBl. I S. 2494) in der jeweils 
geltenden Fassung belastet, so ist anstelle des Eigentümers der Inhaber dieses Rechts 
beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

  
(2)     Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes 

eingetragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte im Sinne 
von § 8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes i. d. F. der Bek. vom 29. 03. 1994 
(BGBl. I S. 709) in der jeweils geltenden Fassung. 

  
  

§ 11 
Auskunftspflichten 

  
(1)     Die Beitragspflichtigen sind verpflichtet, der Stadt Aschersleben alle zur Ermittlung der 

Beitragsgrundlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen, auf Verlangen geeignete 
Unterlagen vorzulegen und jeden Eigentumswechsel, jede Veränderung der 



Grundstücksfläche oder der Anzahl der Vollgeschosse sowie jede Nutzungsänderung 
unverzüglich anzuzeigen. 

  
§ 12 

Billigkeitsregelungen 
  
(1)    Ansprüche aus dem Beitragsschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet 

werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner 
bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist ihre 
Einziehung nach Lage des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen 
werden. Für die Verwirklichung, die Fälligkeit und das Erlöschen von Ansprüchen aus 
dem Abgabeschuldverhältnis gelten die §§ 218 bis 223, 224 Abs. 1 und 2, §§ 225, 226, 
227, §§ 228 bis 232 der Abgabenordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom  
01. 10. 2002 (BGBl. I S. 3866) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

  
(2) Übergroße Grundstücke, die nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 

Wohnzwecken dienen oder dienen werden, sind nach Maßgabe der folgenden Sätze 
nur begrenzt heranzuziehen.  
Die durchschnittliche Grundstücksfläche der Grundstücke, die nach der tatsächlichen 
Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, beträgt 1010 m². 

  
         Als übergroß gelten solche Wohngrundstücke, die 30 v. H. oder mehr über der        

Durchschnittsgröße liegen. 
  
(3)     Ein Grundstück, dessen Fläche über die durchschnittliche Grundstücksfläche im Sinne 

des Absatzes 2 hinausgeht (übergroßes Wohngrundstück), wird bei der Heranziehung 
nur begrenzt mit einer Fläche von 1313 m² berücksichtigt, die darüber liegende Fläche 
wird nicht herangezogen. 
  
Den Ausfall, der sich dadurch ergibt, dass die der Beitragspflicht unterliegenden 
übergroßen Wohngrundstücke nicht mit ihrer gesamten, sondern lediglich mit einer 
Begrenzungsfläche herangezogen werden dürfen, trägt die Stadt Aschersleben. 
  
  

§ 13 
Übergangsregelung 

  
Sind vor oder nach dem In-Kraft-Treten dieser Satzung für die in dem Abrechnungsgebiet 
liegenden Grundstücke Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch, Kosten der 
erstmaligen Herstellung auf Grund öffentlich-rechtlicher Verträge, insbesondere 
Erschließungsverträge, sonstige städtebauliche Verträge oder auf Grund eines Vorhaben- und 
Erschließungsplanes oder Beiträge nach § 6 KAG-LSA entstanden, so bleiben diese 
Grundstücke bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrages für die Abrechnungseinheit 
und der jeweiligen Teileinrichtung entsprechend der nachfolgenden Staffelung (insgesamt 
längstens jedoch für die Dauer von 20 Jahren) unberücksichtigt: 
  
a)  Erwerb der Erschließungsfläche                                                                 20 Jahre 
  
b)  Freilegung der Erschließungsfläche                                                      20 Jahre 
  
c)  Herstellung der Fahrbahn ohne Entwässerungs- 



     und Beleuchtungseinrichtungen                                                                   20 Jahre 
  
d)  Herstellung des Gehweges                                                                  20 Jahre 
  
e)  Herstellung des Radweges                                                                           20 Jahre 
  
f)   Herstellung der Entwässerungseinrichtung                                            20 Jahre 
  
g)  Herstellung der Beleuchtungseinrichtung                                                     20 Jahre 
  
h)  Herstellung selbständiger Grünanlagen                                                        20 Jahre. 
  
  

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Wer vorsätzlich oder leichtfertig als Beitragspflichtiger entgegen § 11 

der Stadt Aschersleben die zur Ermittlung der Beitragsgrundlagen erforderlichen 
Unterlagen nicht oder nicht richtig erteilt, trotz Verlangens geeignete Unterlagen nicht 
vorlegt und nicht jeden Eigentumswechsel, jede Nutzungsänderung unverzüglich 
anzeigt und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte 
Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefährdung), begeht eine Ordnungswidrigkeit 
gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA. 
 

(2)      Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro 
geahndet werden. 

 
§ 15 

Sprachliche Gleichstellung 
 

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten in weiblicher und männlicher Form. 
 

§ 16 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

 
Die Neufassung der Straßenausbaubeitragssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den 
Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen der Gemeinde Schackenthal vom 30.03.2007 außer 
Kraft. 
 
 
Aschersleben, den 28.09.2011              
 
 
 
 
Michelmann 
Oberbürgermeister     Dienstsiegel 

 
 



Satzung zur 1. Änderung der Satzung  
der Stadt Aschersleben 

über die Erhebung wiederkehrender Beiträge 
für den Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen 

der Ortschaft Schackenthal 
 
 
Aufgrund der §§ 4 und 6  und 44 Abs. 3 Ziffer 1 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-
Anhalt (GO LSA) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383)  
i. V. m. §§ 2 und 6 a des Kommunalabgabengesetzes (KAG-LSA) i. d. F. der Bek. vom 13. 12. 
1996 (GVBl. LSA S. 405) in den jeweils geltenden Fassungen, hat der Stadtrat der Stadt 
Aschersleben in seiner Sitzung am 11.09.2013 folgende Satzung zur 1. Änderung der Satzung 
über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen 
der Ortschaft Schackenthal beschlossen: 
 
 

§ 1 
Änderungen 

 
Die Satzung der Stadt Aschersleben über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den 
Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal vom 28. 09. 2011 wird 
wie folgt geändert: 

 
1. § 6 Abs. 3 Pkt. 2 b) erhält folgenden Wortlaut: 

 
„wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im 
Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der Verkehrsanlage und einer 
Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft.“ 

 
2. § 12 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut: 
 

„Grundstücke, die nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienen 
oder dienen werden und deren Fläche 30 v. Hundert oder mehr über der 
durchschnittlichen Grundstücksgröße von 1.010 m² liegt, also 1.313 m² beträgt oder 
überschreitet (übergroßes Wohngrundstück), werden bei der Heranziehung der 
Beitragspflichtigen, nur begrenzt wie folgt berücksichtigt. 
 
Eine Fläche von 1.313 m² wird in vollem Umfange, die 1.313 m² übersteigende 
Grundstücksfläche wird lediglich zur Hälfte herangezogen.“ 

 
3. § 12 Abs. 3 wird ersatzlos gestrichen. 
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§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 31.12.2012 in Kraft. 
 
 
Aschersleben, den 12. 09.2013 
 
 
 
 
 
Michelmann        Dienstsiegel 
Oberbürgermeister 



Ergänzungssatzung 
zur Festlegung des Beitragssatzes für den Abrechnungszeitraum 2010 der 

„Satzung der Stadt Aschersleben über die Erhebung wiederkehrender 
Beiträge für den Ausbau öffentlicher Verkehrsanlagen der Ortschaft 

Schackenthal“ 
 
Auf der Grundlage der §§ 4 und 6 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO 
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung der GO LSA vom 10. August 
2009 (GVBl. S.  383) in der zurzeit gültigen Fassung,  i.V. mit §§ 2 und 6a des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen- Anhalt (KAG-LSA) vom 13.Dezember 
1996 (GVBl. LSA S. 405), in der jeweils geltenden Fassung und § 7 der „Satzung der Stadt 
Aschersleben über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen 
Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ in der jeweils geltenden Fassung, hat der 
Stadtrat der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 11.09.2013 folgende Ergänzungs-
satzung beschlossen: 

 
§ 1 

Beitragssatz 
 
1. Der Beitragssatz nach Maßgabe der Bestimmungen der „Satzung der Stadt Aschersleben 

über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen  
Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ vom 28.09.2011 in der zur Zeit geltenden 
Fassung  wird aus den jährlichen Investitionsaufwendungen bis zum Ablauf des 31. 
Dezember des laufenden Jahres ermittelt. 

 
2. Der wiederkehrende Beitrag beträgt im Jahr 2010 je Quadratmeter Beitragsfläche für die 

Abrechnungseinheit  -Schackenthal-   
 
    0,0287 EUR/m² Beitragsfläche. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Aschersleben, den 12.09.2013 
 
 
 
 
 
 
Oberbürgermeister      Dienstsiegel 
 
 
 
 



Ergänzungssatzung 
zur Festlegung des Beitragssatzes für den Abrechnungszeitraum 

2011 der „Satzung der Stadt Aschersleben über die Erhebung 
wiederkehrender Beiträge für den Ausbau öffentlicher 

Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ 
 
Auf der Grundlage der §§ 4 und 6 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO 
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung der GO LSA vom 10. August 2009 
(GVBl. S.  383) in der zurzeit gültigen Fassung,  i.V. mit §§ 2 und 6a des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen- Anhalt (KAG-LSA) vom 13.Dezember 1996 
(GVBl. LSA S. 405), in der jeweils geltenden Fassung und § 7 der „Satzung der Stadt 
Aschersleben über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen 
Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ in der jeweils geltenden Fassung, hat der Stadtrat 
der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 11.09.2013 folgende Ergänzungs-satzung 
beschlossen: 

 
§ 1 

Beitragssatz 
 
1. Der Beitragssatz nach Maßgabe der Bestimmungen der „Satzung der Stadt Aschersleben über 

die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen  Verkehrsanlagen der 
Ortschaft Schackenthal“ vom 28.09.2011 in der zur Zeit geltenden Fassung  wird aus den 
jährlichen Investitionsaufwendungen bis zum Ablauf des 31. Dezember des laufenden Jahres 
ermittelt. 

 
2. Der wiederkehrende Beitrag beträgt im Jahr 2011 je Quadratmeter Beitragsfläche für die 

Abrechnungseinheit  -Schackenthal-   
 
    0,0196 EUR/m² Beitragsfläche. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Aschersleben, den 12.09.2013 
 
 
 
 
 
 
Oberbürgermeister      Dienstsiegel 
 
 
 



 



Ergänzungssatzung 
zur Festlegung des Beitragssatzes für den Abrechnungszeitraum 

2012 der „Satzung der Stadt Aschersleben über die Erhebung 
wiederkehrender Beiträge für den Ausbau öffentlicher 

Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ 
 
Auf der Grundlage der §§ 4 und 6 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO 
LSA) in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung der GO LSA vom 10. August 2009 
(GVBl. S.  383) in der zurzeit gültigen Fassung,  i.V. mit §§ 2 und 6a des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen- Anhalt (KAG-LSA) vom 13.Dezember 1996 
(GVBl. LSA S. 405), in der jeweils geltenden Fassung und § 7 der „Satzung der Stadt 
Aschersleben über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen 
Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ in der jeweils geltenden Fassung, hat der Stadtrat 
der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 11.09.2013 folgende Ergänzungs-satzung 
beschlossen: 

 
§ 1 

Beitragssatz 
 
1. Der Beitragssatz nach Maßgabe der Bestimmungen der „Satzung der Stadt Aschersleben über 

die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen  Verkehrsanlagen der 
Ortschaft Schackenthal“ vom 28.09.2011 in der zur Zeit geltenden Fassung  wird aus den 
jährlichen Investitionsaufwendungen bis zum Ablauf des 31. Dezember des laufenden Jahres 
ermittelt. 

 
2. Der wiederkehrende Beitrag beträgt im Jahr 2012 je Quadratmeter Beitragsfläche für die 

Abrechnungseinheit  -Schackenthal-   
 
    0,3983 EUR/m² Beitragsfläche. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Aschersleben, den 12.09.2013 
 
 
 
 
 
 
Oberbürgermeister      Dienstsiegel 
 



Ergänzungssatzung 
zur Festlegung des Beitragssatzes für den Abrechnungszeitraum 

2013 der „Satzung der Stadt Aschersleben über die Erhebung 
wiederkehrender Beiträge für den Ausbau öffentlicher 

Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ 
 
Auf der Grundlage der §§ 4, 6 und 44 Abs. 3 Ziff. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung der GO LSA vom 
10. August 2009 (GVBl. S.  383) in der zurzeit gültigen Fassung,  i.V. mit §§ 2 und 6a des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen- Anhalt (KAG-LSA) vom 13.Dezember 1996 
(GVBl. LSA S. 405), in der jeweils geltenden Fassung und § 7 der „Satzung der Stadt 
Aschersleben über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen 
Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ in der jeweils geltenden Fassung, hat der Stadtrat 
der Stadt Aschersleben in seiner Sitzung am 28.05.2014 folgende Ergänzungssatzung 
beschlossen: 

 
§ 1 

Beitragssatz 
 
1. Der Beitragssatz wird nach Maßgabe der Bestimmungen der „Satzung der Stadt Aschersleben 

über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen  
Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ vom 28.09.2011 in der Fassung der „Satzung 
zur 1. Änderung der Satzung der Stadt Aschersleben über die Erhebung wiederkehrender 
Beiträge für den Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen der Ortschaft Schackenthal“ vom 
11.09.2013 wird aus den jährlichen Investitionsaufwendungen bis zum Ablauf des 31. 
Dezember des laufenden Jahres ermittelt. 

 
2. Der wiederkehrende Beitrag beträgt im Jahr 2013 je Quadratmeter Beitragsfläche für die 

Abrechnungseinheit  -Schackenthal-   
 
    0,0261 EUR/m² Beitragsfläche. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Aschersleben, den 30.05.2014 
 
 
 
 
 
 
Oberbürgermeister      Dienstsiegel 
 


